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Stellungnahme der Verwaltung 

 
Die Arbeitsaufgaben der Polizei, des KVD, der Streetworker der Drogenhilfe sowie der Stra-
ßensozialarbeit als pädagogisches Angebot der Jugendhilfe der Stadt Ludwigshafen sind 
grundsätzlich verschieden. Während Polizei und die Ordnungsbehörde unter anderem für 
Sicherheit und Ordnung im öffentlichen Raum zu sorgen haben, auch durch Sanktionierun-
gen, ist es die Aufgabe der Straßensozialarbeiter in der Drogenhilfe einerseits sowie der 
Straßensozialarbeiter der Jugendhilfe andererseits mit den Betroffenen eine Beziehung her-
zustellen und dafür zu sorgen, dass Hilfeangebote angenommen werden können. Basis die-
ser Arbeit ist, dass die Menschen den Streetworkern vertrauen. Erst wenn eine vertrauens-
volle Beziehung hergestellt ist, kann die Arbeit mit den Menschen sinnvoll angegangen wer-
den.  
Der grundsätzliche Ansatz sowohl der Straßensozialarbeit der Jugendhilfe und als auch der 
Straßensozialarbeit der Drogenberatung - und damit die konkrete Arbeit mit den Zielgruppen 
- basiert dabei auf den Prinzipien der Freiwilligkeit (in der Zusammenarbeit), der Akzeptanz 
(der Person und deren Lebenssituation) sowie der Beziehungsorientierung (Aufbau einer 
belastbaren, vertrauensvollen und anwaltschaftlichen Beziehung zwischen Streetworker*in 
und dem (jungen) Menschen). Niedrigschwellige, zielgruppenrelevante Angebote (z.B. bunt-
kicktgut, Parkour etc.) in Kombination mit individuellen Hilfe- und Unterstützungsleistungen, 
zielen auf eine möglichst rasche Stabilisierung der individuellen, psychosozialen und sozio-
ökonomischen Situation. Zur Gewährleistung dieses (pädagogischen) Förder- und Unterstüt-
zungsauftrages arbeitet die Straßensozialarbeit stadtteilorientiert. Dies ermöglicht in erster 
Linie beständige Zugänge zu den Jugendlichen bzw. Gruppen und eine enge Einbindung in 
lokale Netzwerke, Schulen, etc..Mittelfristige Zielsetzung ist es, die (jungen) Menschen in 
„ihren“ Stadtteilen zu verorten und zur Übernahme von Verantwortung für ihre Peer und die 
Gesellschaft zu motivieren. 
Würden die Straßensozialarbeiter gemeinsam mit Polizei und /oder KVD auftreten, wäre das 
Vertrauen der Klient*innen bzw. jungen Menschen stark beeinträchtigt, die Streetwork damit 
unmöglich und für die Mitarbeitenden sogar tendenziell gefährlich, da ihnen keine Interventi-
onsberechtigung von den Menschen zugestanden wird. In der Interaktion ist daher eine klare 



und offensichtliche Abgrenzung gegenüber ordnungspolitischem Handeln erforderlich. Ge-
meinsame Kontrollen finden aufgrund der unterschiedlichen Ansätze und Aufträge bewusst 
nicht statt. Die Ansprache von Personen, die sich im öffentlichen Raum negativ oder delin-
quent verhalten, durch den KVD sollte immer das letzte Mittel sein.  
In der Ludwigstraße finden wöchentlich Kontrollen durch den KVD statt. Es ist dort jedoch 
nicht verboten Alkohol zu trinken. Alleine der Anblick von Alkohol trinkenden Personen reicht 
nicht aus, diese zu vertreiben. Die Verwaltung ist jedoch aktiv, diesen Personenkreis unter 
die Brücke am Berliner Platz zu zentrieren, wo dieser auch von KVD und dem Ortsvorsteher 
seit vielen Jahren geduldet wird. Ein Trinkertreff wie in Mannheim wäre hilfreich, siehe Artikel 
als Anlage. Bei akuten Belästigungen durch Alkohol ist der KVD unter der 0621-504-3471 zu 
verständigen. Für Drogendelikte ist generell die Polizei zuständig. Bei allen Mitteilung welche 
mit Jugendlichen und Alkohol zusammenhängen, die der Kommunale Vollzugsdienst erhält, 
werden die Streetworker und gegebenenfalls die Drogenhilfe informiert. Ein Erfahrungsaus-
tausch zu diesen Themen findet selbstverständlich in gemeinsamen Arbeitskreisen, z.B. im 
AK SOS oder beim „Runden Tisch Jugendschutz“, statt. 
Diese Zusammenarbeit und der gegenseitige Austausch in diesem Format haben sich be-
währt. 
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